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Aktenzeichen: 3 AZR 3112/86
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 8. März 1^88

- 3 AZR 342/86 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 24. Oktober 1985

Minden - - 1 Ca 665/85 -
II. Landesarbeitsgericht 

Hamm
Urteil vom '29. April 
- 6 Sa 2234/85 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein m
Entscheidungsstichwort:

Anrechnung d. Sozialversicherungsrente auf Beamtenversorg.

Gesetz: BetrAVG § 1 Bearatenversorgung; BGB § 242 Ruhege­
halt-Beamtenversorgung, § 611 Arzt-Krankenhaus-Ver- 
trag, §§ 133, 157; Beamtenversorgungsgesetz § 55

Leitsätze:
1. Darf ein leitender Arzt eines Krankenhauses nach 
seinem Arbeitsvertrag im Krankenhaus freiberuflich als 
niedergelassener Arzt tätig werden, ist im Zweifel an­
zunehmen, daß es ihm überlassen bleibt, in bezug auf 
diese Tätigkeit für seinen Versorgungsbedarf im Alter 
und bei Invalidität selbst zu sorgen.
2. Beantragt der Arzt wegen seiner selbständigen Er­
werbstätigkeit die Aufnahme in die gesetzliche Renten­
versicherung (§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG), bleiben die aus 
dieser; Versicherung erwachsenden Ansprüche im Zweifel 
bei der Berechnung der für die Tätigkeit im Krankenhaus 
geschuldeten Altersversorgung unberücksichtigt, auch 
wenn eine Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsät­
zen vereinbart war.
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3 AZR 3^2/86 
6 Sa 2234/85 Hamm
Verkündet am 
8. März 1988
Noll,
Reg.-Obersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 8. März 1988 durch den Vorsitzen­
den Richter Dr. Heither, die Richter Schaub und Griebeling 
sowie die ehrenamtlichen Richter Lichtenstein und
Dr. Schmidt für Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 -

1. Die Revision des beklagten Landkreises 
gegen das Urteil des Landesarbeitsge­
richts Hamm vom 29. April 1986 - 6 Sa 
2234/85 - wird zurückgewiesen.

2.. Der beklagte Landkreis hat die Kosten
der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten um die Anrechnung einer Sozialversi­
cherungsrente eines leitenden Arztes, die auf einer Pflichtver­
sicherung kraft Antrages beruht, auf eine Versorgung nach beara- 
tenrechtlichen Grundsätzen.

Der im Jahre 1921 geborene Kläger war vom 1. Juni 1966 bis 
zum 31» August 1984 angestellter leitender Arzt der Inneren Ab­
teilung des Kreiskrankenhauses R , dessen Träger der beklagte
Landkreis ist. Der Kläger erhielt für seine Tätigkeit ein Gehalt 
nach der VergGr. I a BAT. Im Arbeitsvertrag vom 1. Juni 1966 
war darüber hinaus vereinbart worden, daß der Kläger in den 
Krankenhausräumen freiberuflich eine private Praxis als nieder­
gelassener Arzt für Privat- und Kassenpatienten betreiben konnte. 
Für die Benutzung der Krankenhauseinrichtung zur freiberuflichen
Tätigkeit hatte der Klager einen Teil seiner Einkünfte an den 
Beklagten abzuführen. Wegen der Altersversorgung des Klägers 
heißt es in § 11 des Vertrages:

"1. Der Landkreis L gewährt Herrn
Dr. B - unter Beibehaltung des
Angestelltenverhältnisses im übrigen - 
eine Alters- und HinterbliebenenVer­
sorgung entsprechend beamtenrechtlichen
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Bestimmungen. Der Versorgung wird die 
Besoldungsgruppe eines Regierungsrates, 
also gegenwärtig A 13 des Besoldungs­
gesetzes- für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung vom 19.8.1965, nach Errei­
chung der neunten Dienstaltersstufe die 
Besoldungsgruppe eines Oberregierungsrates 
(A 14), zugrunde gelegt.

2. Mit Rücksicht auf die gewährte Altersver­
sorgung entfällt die Angestelltenversiche- 

: rung."

Im Jahre 1981 wurde vereinbart, daß die Versorgung sich nach 
der Besoldung eines Regierungsdirektors in Besoldungsgruppe A 15 
BBG richten solle..

Als der Kläger seine Tätigkeit als leitender Arzt aufnahm, 
beendete er seine bis dahin bestehende Mitgliedschaft in der ge­
setzlichen Rentenversicherung für Angestellte. Zur zusätzlichen 
Alterssicherung schloß er eine Lebensversicherung ab. Nachdem im 
Jahre -1972 die gesetzliche Rentenversicherung auch für Selb­
ständige -eröffnet- worden war, löste er die Lebensversicherung auf 
und beantragte am 31. März 1973 als selbständiger Arzt bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte seine Versicherung.
Den Rückkaufswert der Lebensversicherung verwandte er zur Nach­
entrichtung freiwilliger Beiträge (Art. 2 § 49 a AnVNG) sowie 
von Pflichtbeiträgen (§ 140 AVG). Vom 1. April 1973 bis zum 31. 
August 1984, der Vollendung seines '63. Lebensjahres, leistete er 
insgesamt 67.960,—  DM Beiträge. An diesen beteiligte sich der 
Beklagte nicht.

Nach dem Inkrafttreten des BeamtVG im Jahre 1977 kam es 
zwischen den Parteien zu einem Schriftwechsel darüber, ob die
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Rente aus der Pflichtversicherung kraft Antrages auf die Versor­
gung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen angerechnet werden kön­
ne. Dem Kläger wurde in Aussicht gestellt, daß dieser Teil der 
Rente anrechnungsfrei sein würde.

Am 1. September 1984 trat der Kläger in den Ruhestand. Die 
Westfälisch-Lippische Versorgungskasse, die für den beklagten 
Landkreis die Versorgung auszahlt, berechnete die Ruhegehaltsan­
sprüche nach beamtenrechtlichen Grundsätzen bis zum Dezember 1984 
ungekürzt. Alsdann kürzte sie den Versorgungsanspruch nach § 55 
BeamtVG um einen Teil der Sozialversicherungsrente. Diese betrug 
bei Eintritt des Versorgungsfalles 2.679,30 DM. Sie beruht für 
die Zeit vom 6. September 1945 bis 31. August 1984 auf insge­
samt 8.145,08 Werteinheiten. Hiervon entfallen 1.950,93 Wert­
einheiten auf die freiwillige. Versicherung und 1.906,58 Wert­
einheiten auf die Versicherung als selbständiger Arzt. Lediglich 
den Rentenanteil, der auf freiwilligen Versicherungsbeiträgen 
beruhte (1.950,93 Werteinheiten = 641,76 DM), ließ sie anrech­
nungsfrei .

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die von ihm aus 
eigenen Mitteln erworbene Sozialversicherungsrente dürfe nicht 
angerechnet werden. Sie entspreche einer privaten Lebensversi­
cherung und sei von der Anrechnungsregel des § 55 BeamtVG aus­
genommen. Darüber hinaus sei der beklagte Kreis schadenersatz­
pflichtig, wenn er ihn nicht richtig informiert habe.

Der Kläger hat zuletzt beantragt
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festzustellen, daß der beklagte Kreis von der 
Sozialversicherungsrente des Klägers (8.145,08 
Werteinheiten) über einen nicht berücksichtigten 
Teil in Höhe von 1.950,93 Werteinheiten hinaus 
einen weiteren, 1.906,58 Werteinheiten entspre­
chenden Teil nicht auf das Altersruhegeld anrech­
nen darf.

Der beklagte Landkreis hat beantragt, die Klage abzuweisen. 
Sr hat sich zur Rechtfertigung seiner Ruhegehaltskürzung auf § 55 
BeamtVG berufen, der nach Wortlaut und Systematik die Berück­
sichtigung der strittigen Versicherungszeiten verlange.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung des Klägers der Klage stattge­
geben. Hiergegen richtet sich die Revision des beklagten Kreises, 
mit der er die Wiederherstellung des Urteils erster Instanz an­
strebt. ;

E n t s c h e i d u n g s g r ü n  d e :

Die Revision ist nicht begründet. Der beklagte Landkreis 
darf den Teil der Sozialversicherungsrente, der auf einer 
Pflichtversicherung kraft Antrags beruht, nicht auf die Versor­
gungsbezüge des Klägers anrechnen.

1. Arbeitgeber und Arbeitnehmer entscheiden in ihrem Arbeits­
vertrag, in welchem Umfange der Arbeitgeber Ansprüche auf eine 
Altersversorgung des Arbeitnehmers begründen will. Im vorliegen­
den Fall ergibt die Vereinbarung, daß der Teil der Sozialversi­
cherungsrente, der auf einer Pflichtversicherung kraft Antrags 
beruht, nicht auf die Versorgungsbezüge anzurechnen ist.
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a) Im Arbeitsvertrag des Klägers wird sorgfältig unterschieden 
zwischen seiner Tätigkeit als angestellter Arzt im Krankenhaus 
und seiner freiberuflichen Tätigkeit als niedergelassener Arzt. 
Nach seinem Arbeitsvertrag war der Kläger verpflichtet, die Auf­
gaben eines leitenden Arztes wahrzunehmen. Für diese Tätigkeit 
erhielt der Kläger eine Vergütung und die Möglichkeit der Liqui­
dation bei solchen Patienten, die eine gesonderte Abrechnung der 
ärztlichen Leistungen wünschten.

Neben dieser Tätigkeit als leitender Arzt durfte der Kläger 
in den Diensträumen des Krankenhauses eine freiberufliche Arzt­
praxis ausüben. Aus dieser freiberuflichen Tätigkeit standen ihm 
Honoraransprüche gegen die von ihm behandelten Patienten oder die 
Vergütung als Kassenarzt aus der kassenärztlichen Versorgung zu. 
Mit dieser Tätigkeit hatte der beklagte Landkreis während der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses nichts zu tun. Für die Benutzung 
der Krankenhauseinrichtung zahlte der Kläger ein Entgelt in Höhe 
eines Teils seiner Einkünfte.

b) Die Unterscheidung der Tätigkeit als angestellter Kranken­
hausarzt von der freiberuflichen Tätigkeit als niedergelassener 
Arzt hat auch Bedeutung für die Frage, wie die Ruhestandsbezüge 
zu berechnen sind. Nach § 11 Nr. 1 des Arbeitsvertrags gewährt 
der beklagte Landkreis "unter Beibehaltung des Angestelltenver­
hältnisses im übrigen" eine Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen. Die Altersversorgung des Klägers war insoweit ein 
Entgelt für die Tätigkeit als leitender Arzt im Krankenhaus. Mit 
Rücksicht auf diese Altersversorgung entfiel nach § 11 Nr. 2 des
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Arbeitsvertrags die Angestelltenversicherung. Aus der Tätigkeit 
als Arbeitnehmer des beklagten Landkreises konnten damit keine 
sozialvensicherungsreehtliehen Ansprüche erwachsen. Der beklagte 
Landkreis wollte den Versorgungsbedarf des Klägers aus der ab­
hängigen Tätigkeit selbst abdecken.

Zum .Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung konnte es nur wegen der Zei­
ten kommen, für die der Kläger schon zuvor Anwartschaften aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erworben hatte. Insoweit bedurfte 
es einer Vereinbarung Uber die Berechnung derVersorgungsbezUge 
mit Renten aus der gesetzlichen .Rentenversicherung. In diesem 
Zusammenhang haben die Parteien des Arbeitsvertrags durch Ver­
weisung auf die beamtenrechtlichen Bestimmungen in ihrer jeweils 
gültigen Fassung, zuletzt auf ? 55 BeamtVG, verwiesen. Diese 
Verweisung betrifft aber nur die Versorgung, die als Entgelt für 
die Tätigkeit als Arbeitnehmer im Krankenhaus versprochen wurde.

c) Aus dem- Vertrag ergibt sich weiter, daß es dem Kläger über­
lassen blieb, für seinen Versorgüngsbedarf selbst zu sorgen, 
soweit seine Einnahmen als .aktiver Arzt auf der freiberuflichen 
Tätigkeit beruhten. Insoweit blieb ihm die Eigenvorsorge über­
lassen. Insoweit sollte § 11 .Nr. 2 des Arbeitsvertrags die Ent­
stehung von Ansprüchen aus der Eigenvörsorge - auch in Form einer 
Rente aus der Angestelltenversicherung - nicht verhindern.

,Da dem Kläger die Eigenvorsorge in bezug auf die freiberuf­
liche Tätigkeit überlassen War, konnte: er auch von den Möglich-
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keiten Gebrauch machen, die die gesetzliche Rentenversicherung 
ihm 1973 bot. Er hatte die Möglichkeit, ein Versicherungsver­
hältnis auf Antrag zu begründen (§ 2 Abs. 1 Nr. 11 AVG). Diese 
Pflichtversicherung auf Antrag war nur möglich, weil der Kläger 
eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübte. Die Begründung der 
Ansprüche aus der Sozialversicherung hat deshalb nichts mit der 
Tätigkeit des Klägers als angestellter Arzt im Krankenhaus zu 
tun.

d) Die Parteien haben ursprünglich die Vereinbarungen zur Al­
tersversorgung auch in diesem Sinne der Trennung zwischen frei­
beruflicher Tätigkeit und der Tätigkeit als angestellter Arzt im 
Krankenhaus verstanden.' Der beklagte Landkreis hat wiederholt 
geäußert, er werde die vomKläger erworbenen Sozialversiche­
rungsrenten bei dieser Pflichtversicherung auf Antrag nicht be­
rücksichtigen . Tatsächlich hat die Zahlstelle die Versorgungsbe­
züge zunächst auch ungekürzt ausgezahlt.

2. Auf die Auslegung des § 55 BeamtVG kommt es deshalb nicht 
an. Nach dieser Bestimmung werden Versorgungsbezüge neben Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder aus einer zusätzli­
chen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nur bis zum Erreichen 
von Versörgungshöchst grenzen gezahlt. Das Gesetz will verhindern, 
daß ein nach beamtenrechtlichen Grundsätzen Versorgter höhere 
Versorgungsbezüge erhält, als wenn er von vornherein Beamter ge­
wesen wäre. Die öffentlichen Kassen sollen vor einer Doppelbela­
stung geschützt werden. Insoweit ist es nicht zu beanstanden, 
wenn der beklagte Landkreis’den Anteil der Sozialversicherungs-
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rente berücksichtigt, der auf der früheren Angestelltenpflicht­
versicherung des Klägers beruht. Anders verhält es sich mit der 
Pflichtversicherung des Klägers, die auf einer freiberuflichen 
Tätigkeit neben der Haupttätigkeit beruht. Hier geht es nicht um 
ein zeitliches Nacheinander, sondern um ein Nebeneinander ver­
schiedener Tätigkeiten, für die ein Versorgungsbedarf im Alter 
entstehen kann. Ob § 55 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG auch So­
zialrenten berücksichtigt wissen will, die auf einer solchen Ne­
bentätigkeit beruhen, sei es freiberuflich, sei es in abhängiger 
Steilung, braucht hier nicht entschieden zu werden. Ira vorlie­
genden Fall haben die Parteien schon im Arbeitsvertrag zum Aus­
druck gebracht, daß der Kläger unabhängig von der Tätigkeit im 
Krankenhaus Eigenvorsorge, bezogen auf seine freiberufliche Tä­
tigkeit, betreiben kann.

3. Eine solche Vereinbarung der Parteien über die Anrechnungs­
freiheit der Rententeile aus der Pflichtversicherung kraft An­
trags verstößt nicht gegen § 55 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG. Selbst 
wenn das Beamtenversorgungsgesetz Renten aus einer zweiten Tä­
tigkeit neben einer Beamtentätigkeit erfassen sollte, kann diese 
Anrechnungsbestimmung in einem Arbeitsverhältnis abbedungen 'wer­
den. Wenn beamtenrechtliche Bestimmungen nur kraft Verweisung
gelten, steht es den Vertragsparteien frei, sie ganz oder teil­
weise in Bezug zu nehmen. Der beklagte Landkreis kann dem Kläger
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deshalb nicht das Verbot der Doppelbelastung öffentlicher Kassen 
ent gegenhalten .

Dr. Heither Schaub Griebeling
Lichtenstein Dr. Schmidt
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